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2. Anhörung im Rahmen der Aktualisierung der Bewirtschaftungspläne  
für den 3. Bewirtschaftungszeitraum in der Flussgebietsgemeinschaft Donau 

vom 22.12.2019 bis zum 22.06.2020 

 

Veröffentlichung der wichtigen Fragen der Gewässer- 
bewirtschaftung im deutschen Donaueinzugsgebiet 

 
Beantwortung der FGE-übergreifenden Stellungnahmen 

 

Im Rahmen der Anhörung gaben zwei Verbände FGE-übergreifende Stellungnahmen ab. 
Die folgende Tabelle enthält die Antworten zu den thematisch aufgegliederten Stellungnahmen der beiden Verbände. 
 

ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 

1-1 

2. Allgemeine Forderungen Fließgewässer & Durchgängig-
keit 
Für alle Bundeswasserstraßen und Gewässer 1. Ordnung 
sind exakte Programme zur Herstellung der Durchgängig-
keit in den 3. BWP und MP vorzulegen. 
2.1 Es sind dazu wasserrechtliche Anordnungen abzuleiten und 
zu erlassen, die erforderlich sind, um mittels Maßnahmen zur 
Herstellung der ökologischen Durchgängigkeit den guten Ge-
wässerzustand erreichen zu können. 

Durchgängigkeit 

Die Forderung entspricht grundsätzlich dem wasserrechtli-
chen Vollzug in den Ländern. Dabei werden die fachlichen 
und rechtlichen Anforderungen sowie die Verhältnismäßig-
keit berücksichtigt. 

1-2 

2. Allgemeine Forderungen Fließgewässer & Durchgängig-
keit 
Für alle Bundeswasserstraßen und Gewässer 1. Ordnung 
sind exakte Programme zur Herstellung der Durchgängig-
keit in den 3. BWP und MP vorzulegen. 
2.2 Ermittlung der notwendigen Mindestwassermengen auf Ba-
sis der aktuellen LAWA Empfehlungen, deren Anordnung und 
Kontrolle. 

Durchgängigkeit 
Mindestwasser-

menge 

Die Forderung entspricht grundsätzlich der Vorgehensweise  
des Bundes und der Länder. 
Soweit landesspezifische Vorgaben zur Mindestwasserer-
mittlung vorliegen, werden diese anstelle oder ergänzend zu 
den LAWA-Empfehlungen angewendet. 

1-3 

2. Allgemeine Forderungen Fließgewässer & Durchgängig-
keit 
Für alle Bundeswasserstraßen und Gewässer 1. Ordnung 
sind exakte Programme zur Herstellung der Durchgängig-
keit in den 3. BWP und MP vorzulegen. 

Durchgängigkeit 
Die Forderung entspricht grundsätzlich der Vorgehensweise  
des Bundes und der Länder. 
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
2.3 Der ungehinderte Fischaufstieg der potenziell natürlichen 
Fischfauna ist nachzuweisen. 

1-4 

2. Allgemeine Forderungen Fließgewässer & Durchgängig-
keit 
Für alle Bundeswasserstraßen und Gewässer 1. Ordnung 
sind exakte Programme zur Herstellung der Durchgängig-
keit in den 3. BWP und MP vorzulegen. 
2.4 Gemäß Urteil VGH Baden-Württemberg Urteil vom 
15.12.2015, 3 S 2158/14/ BVerwG 7 B 3.16 und des Individual-
schutzes der Fischereigesetze, sie stellen eine zulässige Ver-
schärfung des WGH dar (UBA), ist für einen schad- und verzö-
gerungsfreien Fischabstieg zu sorgen. 

Durchgängigkeit 

Die Forderung entspricht grundsätzlich der Vorgehensweise 
des Bundes und der Länder. Für Lösungen zum Fischab-
stieg gibt es teilweise keinen allgemein anerkannten Stand 
der Technik; dennoch werden für jeden Einzelfall die Mög-
lichkeiten zum Fischabstieg geprüft. 

1-5 

2. Allgemeine Forderungen Fließgewässer & Durchgängig-
keitFür alle Bundeswasserstraßen und Gewässer 1. Ord-
nung sind exakte Programme zur Herstellung der Durch-
gängigkeit in den 3. BWP und MP vorzulegen.2.5 Der Sedi-
menttransport als hydromorphologische Qualitätskomponente 
ist untrennbarer Bestandteil der Durchgängigkeit und unter ak-
tuellen Gesichtspunkten neu zu überprüfen.Die Sedimentdurch-
gängigkeit muss die Bedingungen und die habitatbildende 
Funktion gewährleisten, unter denen die biologischen Qualitäts-
komponenten den guten ökologischen Zustand bzw. das gute 
ökologisch Potenzial erreichen können. 

Durchgängigkeit 
Sedimentdurch-

gängigkeit 

Die Forderung entspricht grundsätzlich der Vorgehensweise  
des Bundes und der Länder. 

1-6 

2. Allgemeine Forderungen Fließgewässer & Durchgängig-
keit 
Für alle Bundeswasserstraßen und Gewässer 1. Ordnung 
sind exakte Programme zur Herstellung der Durchgängig-
keit in den 3. BWP und MP vorzulegen. 
Es ist an der Zeit mit Blick auf die klimabedingte Verringerung 
des Wasserdargebotes in Fließgewässern und den wissen-
schaftlichen Fortschritten der Technologie zur Stromspeiche-
rung die extrem umweltschädlichen Wasserkraftanlagen durch 
umweltfreundlichere Technologien zu ersetzen und die Stauket-
ten zu minimieren oder abzuschaffen. Der Umstieg sollte die 
Betreiber einbinden und fördern. Der Nutzen für die Gesell-
schaft wäre ungleich höher. Die Kapazität von ein bis zwei 
Windrädern kann heute die Nettostromerzeugung typischer 

Durchgängigkeit 
Wasserkraft 

Wassernutzungen stehen nicht grundsätzlich im Wider-
spruch zu den Zielen der WRRL. Im Rahmen der Gewässer-
bewirtschaftung wird die Verträglichkeit einer nachhaltigen 
Gewässernutzung mit den Umweltzielen geprüft. Infolgedes-
sen werden auch weiterhin Wasserkörper aufgrund von 
Schifffahrt, Wasserkraft usw. als "erheblich verändert" zu ka-
tegorisieren sein. 



Seite 3 von 27 

 

ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
Oberflächenwasserkörpers z. B. untere Lahn, Saale usw. um-
weltfreundlich kompensieren. 

1-7 

2. Allgemeine Forderungen Fließgewässer & Durchgängig-
keit 
Für alle Bundeswasserstraßen und Gewässer 1. Ordnung 
sind exakte Programme zur Herstellung der Durchgängig-
keit in den 3. BWP und MP vorzulegen. 
Daher fordern wir klare Aussagen zu den grundsätzlichen Maß-
nahmen im 3. BWP gemäß Art. 4 (3) 
b) Abs. 2 „Diese Einstufung und deren Gründe sind in dem ge-
mäß Artikel 13 erforderlichen Bewirtschaftungsplan für das Ein-
zugsgebiet  im Einzelnen  darzulegen und alle sechs Jahre zu 
überprüfen. 

Durchgängigkeit  
HMWB 

Die Forderung entspricht grundsätzlich der Vorgehensweise   
in den Ländern und Flussgebietsgemeinschaften. 

1-8 

3. SchutzgebieteDie Kommission stellt treffend fest: „In 
den BWP wird nur für wenige Schutzgebiete ein spezifi-
sches Ziel definiert. Für die Schutzgebiete, die unter der 
FFH- und der Vogelschutzrichtlinie ausgewiesen werden, 
werden keine Ziele definiert, da die Bedürfnisse der was-
serabhängigen Lebensräume und Arten nicht bekannt sind. 
Die Kommission rügt die teilweise fehlerhaften Referenz-
zönosen. Ca. 50 % der Fließgewässer befinden sich in Na-
tura 2000 Gebieten und viele beeinflussen diese von außer-
halb. In den Standarddatenbögen der Gebiete sind Fische 
stark unterrepräsentiert. Dort und im wasserrechtlichen 
Vollzug werden die Charakteristischen Arten, sie sind un-
trennbarer Bestandteil der Lebensraumtypen Anhang I 
FFH-RL Art. 1 e), im Regelfall nicht berücksichtigt.Sie un-
terliegen dem gleichen Schutzstatus, wie die Erhaltungs-
zielarten.3.1 Bei allen Maßnahmen der WRRL sind die Anfor-
derungen der Schutzgebiete durchzusetzen und deren Beein-
flussung von außerhalb zu verhindern. 

Schutzgebiete 

Grundsätzlich entspricht die Forderung der Vorgehensweise 
in den Ländern. Konkurrierende Schutzziele sind gegenei-
nander abzuwägen und das weiterreichende Umweltziel wird 
entsprechend der Vorgabe aus der WRRL berücksichtigt.  

1-9 

3. Schutzgebiete 
Die Kommission stellt treffend fest: „In den BWP wird nur 
für wenige Schutzgebiete ein spezifisches Ziel definiert. 
Für die Schutzgebiete, die unter der FFH- und der Vogel-
schutzrichtlinie ausgewiesen werden, werden keine Ziele 
definiert, da die Bedürfnisse der wasserabhängigen Le-
bensräume und Arten nicht bekannt sind.  

Durchgängigkeit 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zum Anhörungsdokument hat. 
 
Hinweis: Die Bewertungsmethoden werden regelmäßig 
überprüft. Es sollte berücksichtigt werden, dass eine Verän-
derung der Bewertungsmethoden dazu führen kann, dass 



Seite 4 von 27 

 

ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
Die Kommission rügt die teilweise fehlerhaften Referenz-
zönosen.  
Ca. 50 % der Fließgewässer befinden sich in Natura 2000 
Gebieten und viele beeinflussen diese von außerhalb. In 
den Standarddatenbögen der Gebiete sind Fische stark un-
terrepräsentiert. Dort und im wasserrechtlichen Vollzug 
werden die Charakteristischen Arten, sie sind untrennbarer 
Bestandteil der Lebensraumtypen Anhang I FFH-RL Art. 1 
e), im Regelfall nicht berücksichtigt. 
Sie unterliegen dem gleichen Schutzstatus, wie die Erhal-
tungszielarten. 
3.2 Zielartenszenarien für Fischauf- und Abstieg sind neu im 
Sinne der WRRL und FFH RL zu bewerten. 

ein Vergleich mit bereits vorliegenden Ergebnissen nur noch 
bedingt möglich ist. 

1-10 

3. SchutzgebieteDie Kommission stellt treffend fest: „In 
den BWP wird nur für wenige Schutzgebiete ein spezifi-
sches Ziel definiert. Für die Schutzgebiete, die unter der 
FFH- und der Vogelschutzrichtlinie ausgewiesen werden, 
werden keine Ziele definiert, da die Bedürfnisse der was-
serabhängigen Lebensräume und Arten nicht bekannt sind. 
Die Kommission rügt die teilweise fehlerhaften Referenz-
zönosen. Ca. 50 % der Fließgewässer befinden sich in Na-
tura 2000 Gebieten und viele beeinflussen diese von außer-
halb. In den Standarddatenbögen der Gebiete sind Fische 
stark unterrepräsentiert. Dort und im wasserrechtlichen 
Vollzug werden die Charakteristischen Arten, sie sind un-
trennbarer Bestandteil der Lebensraumtypen Anhang I 
FFH-RL Art. 1 e), im Regelfall nicht berücksichtigt.Sie un-
terliegen dem gleichen Schutzstatus, wie die Erhaltungs-
zielarten.3.3 Die WRRL-Referenzzönosen sind den Erhal-
tungszielarten und den charakteristischen Arten der LRT An-
hang I FFH-RL gleichzusetzen. 

Durchgängigkeit 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zum Anhörungsdokument hat. 
 
Hinweis: Da FFH-Gebiete eine starke lokale Prägung besit-
zen können, ist nicht immer gewährleistet, dass Lebens-
raumtypen (LRT) und Zielarten nach Natura 2000 mit den 
Referenzzönosen der WRRL übereinstimmen. In den meis-
ten Fällen stehen sie aber im Einklang.  

1-11 

3. Schutzgebiete 
Die Kommission stellt treffend fest: „In den BWP wird nur 
für wenige Schutzgebiete ein spezifisches Ziel definiert. 
Für die Schutzgebiete, die unter der FFH- und der Vogel-
schutzrichtlinie ausgewiesen werden, werden keine Ziele 
definiert, da die Bedürfnisse der wasserabhängigen Le-
bensräume und Arten nicht bekannt sind.  

Durchgängigkeit 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zum Anhörungsdokument hat. 
 
Hinweis: Für die unterstützenden Qualitätskomponenten hat 
die LAWA Regelungen getroffen. 
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
Die Kommission rügt die teilweise fehlerhaften Referenz-
zönosen.  
Ca. 50 % der Fließgewässer befinden sich in Natura 2000 
Gebieten und viele beeinflussen diese von außerhalb. In 
den Standarddatenbögen der Gebiete sind Fische stark un-
terrepräsentiert. Dort und im wasserrechtlichen Vollzug 
werden die Charakteristischen Arten, sie sind untrennbarer 
Bestandteil der Lebensraumtypen Anhang I FFH-RL Art. 1 
e), im Regelfall nicht berücksichtigt. 
Sie unterliegen dem gleichen Schutzstatus, wie die Erhal-
tungszielarten. 
3.4 Für unterstützende Qualitätskomponenten in Flüssen müs-
sen Referenzen festgelegt werden, sofern sie in Regelwerken 
nicht richtlinienkonform dargestellt oder vorhanden sind. 

1-12 

3. SchutzgebieteDie Kommission stellt treffend fest: „In 
den BWP wird nur für wenige Schutzgebiete ein spezifi-
sches Ziel definiert. Für die Schutzgebiete, die unter der 
FFH- und der Vogelschutzrichtlinie ausgewiesen werden, 
werden keine Ziele definiert, da die Bedürfnisse der was-
serabhängigen Lebensräume und Arten nicht bekannt sind. 
Die Kommission rügt die teilweise fehlerhaften Referenz-
zönosen. Ca. 50 % der Fließgewässer befinden sich in Na-
tura 2000 Gebieten und viele beeinflussen diese von außer-
halb. In den Standarddatenbögen der Gebiete sind Fische 
stark unterrepräsentiert. Dort und im wasserrechtlichen 
Vollzug werden die Charakteristischen Arten, sie sind un-
trennbarer Bestandteil der Lebensraumtypen Anhang I 
FFH-RL Art. 1 e), im Regelfall nicht berücksichtigt.Sie un-
terliegen dem gleichen Schutzstatus, wie die Erhaltungs-
zielarten.3.5 Im WRRL Monitoring ist generell die Fischbio-
masse pro Hektar zu dokumentieren 

Monitoring 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zum Anhörungsdokument hat.  
 
Hinweis: Es wird ein WRRL-konformes, interkalibriertes Be-
wertungsverfahren für die Fischfauna angewendet (fiBS; 
siehe https://www.gewaesser-bewertung.de). Die Experten-
einschätzung berücksichtigt auch die vorkommende Indivi-
duen- und Artenzahl. 

1-13 

3. Schutzgebiete 
Die Kommission stellt treffend fest: „In den BWP wird nur 
für wenige Schutzgebiete ein spezifisches Ziel definiert. 
Für die Schutzgebiete, die unter der FFH- und der Vogel-
schutzrichtlinie ausgewiesen werden, werden keine Ziele 
definiert, da die Bedürfnisse der wasserabhängigen Le-
bensräume und Arten nicht bekannt sind.  

Monitoring 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zum Anhörungsdokument hat.  
 
Hinweis: Es wird ein WRRL-konformes, interkalibriertes Be-
wertungsverfahren für die Fischfauna angewendet (fiBS; 
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
Die Kommission rügt die teilweise fehlerhaften Referenz-
zönosen.  
Ca. 50 % der Fließgewässer befinden sich in Natura 2000 
Gebieten und viele beeinflussen diese von außerhalb. In 
den Standarddatenbögen der Gebiete sind Fische stark un-
terrepräsentiert. Dort und im wasserrechtlichen Vollzug 
werden die Charakteristischen Arten, sie sind untrennbarer 
Bestandteil der Lebensraumtypen Anhang I FFH-RL Art. 1 
e), im Regelfall nicht berücksichtigt. 
Sie unterliegen dem gleichen Schutzstatus, wie die Erhal-
tungszielarten. 
3.6 Die Experteneinschätzung zur „fiBS“ ist mit der Fischbio-
masse abzugleichen. 

siehe https://www.gewaesser-bewertung.de). Die Experten-
einschätzung berücksichtigt auch die vorkommende Indivi-
duen- und Artenzahl. 

1-14 

4. Nichtanwendung VerursacherprinzipWir vertiefen Punkt 
3 unserer vorherigen Stellungnahme.Zu dieser Frage ist Ihr 
Hinweis unter Nr. 3-6 Ihrer Antwort für uns sehr erstaun-
lich.„Die Thematik "Verursacherprinzip" ist Bestandteil der 
Bewirtschaftungs- und Maßnahmenplanung. Das Umwelt-
haftungsrecht ist nicht Gegenstand der WRRL“.Dieser  Hin-
weis  zeugt  von  erstaunlicher  Unkenntnis  der  Recht-
sprechung  des  EuGH  und  des Gesetztes zur Umwelthaf-
tung.Erstens greift z. B. Wasserkraft massiv in die Umwelt 
bzw. Gewässer ein.Zweitens sind diese Schäden RL 
2004/35 Art. 2 nur durch Ausnahmen Art. 4 Abs. 7 der RL 
2000/60/EG gedeckt (EuGH C-529/15Wieso soll dann nach 
Auffassung der FGGen die Umwelthaftung nichts mit der 
WRRL zu tun haben? Keine einzige Wasserkraftanlage er-
füllt diese Genehmigungsvoraussetzung.4.1 Es ist die 
Rechtmäßigkeit nach dem Wortlaut des EuGH zu überprüfen 
und herzustellen. 

Verursacher-
prinzip 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zum Anhörungsdokument hat.   

1-15 

4. Nichtanwendung Verursacherprinzip 
Wir vertiefen Punkt 3 unserer vorherigen Stellungnahme. 
Zu dieser Frage ist Ihr Hinweis unter Nr. 3-6 Ihrer Antwort 
für uns sehr erstaunlich. 
„Die Thematik "Verursacherprinzip" ist Bestandteil der Be-
wirtschaftungs- und Maßnahmenplanung. Das Umwelthaf-
tungsrecht ist nicht Gegenstand der WRRL“. 
Dieser  Hinweis  zeugt  von  erstaunlicher  Unkenntnis  der  

Verursacher-
prinzip 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zum Anhörungsdokument hat.   
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
Rechtsprechung  des  EuGH  und  des Gesetztes zur Um-
welthaftung. 
Erstens greift z. B. Wasserkraft massiv in die Umwelt bzw. 
Gewässer ein. 
Zweitens sind diese Schäden RL 2004/35 Art. 2 nur durch 
Ausnahmen Art. 4 Abs. 7 der RL 2000/60/EG gedeckt 
(EuGH C-529/15 
Wieso soll dann nach Auffassung der FGGen die Umwelt-
haftung nichts mit der WRRL zu tun haben? Keine einzige 
Wasserkraftanlage erfüllt diese Genehmigungsvorausset-
zung. 
4.2 Die Umwelthaftung ist durchzusetzen und die Mittel sind in 
den WRRL Umsetzungsprozess zu leiten. Eine Beschwerde 
CHAP(2018)02572 liegt der Kommission dazu vor. 

1-16 

4. Nichtanwendung VerursacherprinzipWir vertiefen Punkt 
3 unserer vorherigen Stellungnahme.Zu dieser Frage ist Ihr 
Hinweis unter Nr. 3-6 Ihrer Antwort für uns sehr erstaun-
lich.„Die Thematik "Verursacherprinzip" ist Bestandteil der 
Bewirtschaftungs- und Maßnahmenplanung. Das Umwelt-
haftungsrecht ist nicht Gegenstand der WRRL“.Dieser  Hin-
weis  zeugt  von  erstaunlicher  Unkenntnis  der  Recht-
sprechung  des  EuGH  und  des Gesetztes zur Umwelthaf-
tung.Erstens greift z. B. Wasserkraft massiv in die Umwelt 
bzw. Gewässer ein.Zweitens sind diese Schäden RL 
2004/35 Art. 2 nur durch Ausnahmen Art. 4 Abs. 7 der RL 
2000/60/EG gedeckt (EuGH C-529/15Wieso soll dann nach 
Auffassung der FGGen die Umwelthaftung nichts mit der 
WRRL zu tun haben? Keine einzige Wasserkraftanlage er-
füllt diese Genehmigungsvoraussetzung.4.3 Auch Artikel 9 
Absatz 4 der WRRL wird nicht angewandt. Dies ist laut Kom-
mission nur zulässig, sofern dadurch die Zwecke dieser Richtli-
nie und die Verwirklichung ihrer Ziele nicht infrage gestellt wer-
den. Wasserkraft verhindert maßgeblich die Zielerreichung.Die 
Kommission bemerkt dazu:  „Die Mitgliedstaaten stellen in den 
Bewirtschaftungsplänen für die Einzugsgebiete dar, aus wel-
chen Gründen sie Absatz 1 Unterabsatz 2 nicht in vollem Um-
fang anwenden. Es wurde eine enge Definition der Wasser-
dienstleistungen angewandt. Es besteht kein Zusammenhang 

Verursacher-
prinzip 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zum Anhörungsdokument hat.   
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
zwischen Gewässerzustand-Belastung/Analyse der Auswirkun-
gen und der Definition der Wasserdienstleistungen“. Diese An-
merkung stimmt so nicht! 

1-17 

5. Zeitweise Nachtabschaltung von Turbinen/Turbinenma-
nagement 
Außer im Rhein werden alle Wasserkraftanlagen in Bun-
deswasserstraßen und Gewässern 1. Ordnung, die in Richtung 
Nordsee fließen, von Oktober bis Dezember und April bis Juni 
zwischen Beginn der Abenddämmerung bis zum Morgengrauen 
abgeschaltet. In dieser Zeit sind die Schütze, wo möglich, auch 
für den zeitweisen Sedimenttransport offen zu halten. 
Das WHG erteilt in den §§ 13 und 100 in Verbindung mit § 6 
dazu die Grundlage. Siehe auch Breuer/Gräditz „Öffentliches 
und privates Wasserrecht“ 4. Auflage RN 834-852. 

Durchgängigkeit 
Wasserkraft 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zum Anhörungsdokument hat.   
 
Hinweis: Die zuständigen Wasserbehörden prüfen, ob durch 
Maßnahmen das Ziel jeweils anlagenspezifisch erreicht wer-
den kann (z. B. Leitrechen, Schutzrechen, Abstiegs-By-
pässe, zeitweise Abschaltung der Anlagen, Umschalten auf 
weniger schädliche Betriebszustände durch geänderte Leit-
werks- und Schaufelstellung u. ä.).   

1-18 

6. Bundesprogramm „Blaues Band“ – Investitionen gegen 
die WRRL Zielerreichung? Das Bundesprogramm Blaues 
Band Deutschland (BBD) sieht eine Förderung von Erholungs- 
und Freizeitschifffahrt in Nebenwasserstraßen vor, statt die ext-
remen Umsetzungsrückstände dieser Gewässer durch 20 Jahre 
Untätigkeit fit für die WRRL zu machen. Der überwiegende Teil 
der Bundeswasserstraßen hat seine Bedeutung für den Güter-
verkehr verloren. Klimabedingt nimmt die Wasserqualität in den 
Stauhaltungen der für wirtschaftliche Zwecke nicht mehr benö-
tigten Bundeswasserstraßen Formen an, die Fische nicht über-
leben und auch Touristen Schaden nehmen können. Die dorti-
gen Kleinwasserkraftanlagen (nach EU-Maßstab) sind in der 
Regel längst abgeschrieben, in einem desolaten Zustand und 
ohne jeglichen Fischschutz und Fischaufstieg. Zur Erzeugung 
erneuerbarer Energie gibt es heute umweltfreundlichere Alter-
nativen. Ein staatlich geförderter Umstieg der Betreiber auf 
diese Alternativen käme den Anforderungen der WRRL näher. 
Dazu fordert Art. 11 i) RL 2006/60/EG auf.Umsteuerung der 
BBD Mittel zur Schaffung überwiegend naturnaher freifließen-
der Flussabschnitte und sanften Tourismus in Nebenwasser-
straßen. 

Durchgängig-
keitWasserkraft 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zum Anhörungsdokument hat.   

1-19 
7. Ortsspezifische MaßnahmenIn Ihrem Bericht hebt die Kom-
mission die Notwendigkeit solcher Maßnahmen hervor.In fast 
allen Oberflächenwasserkörpern in den Teileinzugsgebieten ist 

Arten-
schutzÖkologie 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zum Anhörungsdokument und zur WRRL hat.   
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
die Erreichung des guten ökologischen Zustandes durch die 
derzeitige Anzahl von Prädatoren ausgeschlossen. Sie vernich-
ten in  manchen  Wintern  bis  zu  90  %  der  Fischbestände  
und  wir  sehen  sie  für  etwa  50  %  der Gesamtmortalität fort-
pflanzungsfähiger Fische verantwortlich.Auch Besatzmaßnah-
men können diese Eingriffe nicht kompensieren.Nach dem Prin-
zip der Regulierung von Bisamratten, sollen staatlich Beauf-
tragte, mit waffenrechtlicher Erlaubnis diese Gewässer vollum-
fänglich vor dem Hauptprädatoren „Kormoran“ schützen.Recht-
liche Grundlage: VGH München, Beschluss v. 26.11.2019 – 14 
CS 19.617 „Artenschutzrechtlichen Einzelfallausnahme zur Tö-
tung von Kormoranen“ Der Kormoran gehört nicht zu den Tier-
arten, die dem Jagdrecht unterliegen. Einem solchen Nebenei-
nander mehrerer artenschutzrechtlich zumKormoranabschuss 
berechtigter Personen stehen weder § 45 Abs. 7 BNatSchG 
noch § 1 Abs. 4 AAV entgegen. § 45 Abs. 7 Satz 4 BNatSchG 
möchte gerade die Handlungsmöglichkeiten der Verwaltung er-
weitern. Die Vorschrift bietet den Landesregierungen, die über 
die für die zuständigen Naturschutzbehörden bestehende Mög-
lichkeit hinausgehende Option, Sachverhaltsgestaltungen, die 
artenschutzrechtlich auch als Einzelfallausnahmen über § 45 
Abs. 7 Satz  1 und 2 BNatSchG regulierbar wären, allgemein 
durch Rechtsverordnung zuzulassen. 

2-1 

1. Akzeptanzdefizite beheben, aktive und frühzeitige Betei-
ligung der Öffentlichkeit stärker ermöglichen, fördern und 
weiter qualifizieren 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist ein wichtiger und we-
sentlicher Aspekt bei der Umsetzung der WRRL. Die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung sollte als wichtige Bewirtschaf-
tungsfrage behandelt werden, damit die dringend zu ver-
stärkende Maßnahmen-Umsetzung 2022 die dafür nötige 
gesellschaftliche Akzeptanz findet. Für Maßnahmen bedarf 
es des Verständnisses aller Akteure, einschließlich der Po-
litik und der Bevölkerung vor Ort. Die WRRL-Umsetzung 
braucht eine informierte und positiv gestimmte Zivilgesell-
schaft. Noch steht der Beleg aus, dass die Planungen ge-
rade transparent genug vor sich gehen, wirksam für den 

Öffentlichkeits-
beteiligung 

Die Einbeziehung der Öffentlichkeit und die Beteiligung inte-
ressierter Stellen sind rechtlich verankert und daher keine 
wichtigen Fragen der Gewässerbewirtschaftung. 
 
Hinweis: Die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Gewässerbe-
wirtschaftung  ist ein wichtiges Anliegen der Länder und 
Flussgebietsgemeinschaften bei der Umsetzung der WRRL. 
Die Länder vollziehen diese auf verschiedenen Ebenen und 
unterschiedliche Weise nach den gegebenen Möglichkeiten 
und in Abstimmung mit den Beteiligten. In Kapitel 9 der Be-
wirtschaftungspläne wird beschrieben, welche Aktivitäten vor 
Ort durch die Länder durchgeführt werden. 
Absicht der Beteiligung der Öffentlichkeit bei den Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung ist die Diskussion von 
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
Gewässerschutz sensibilisieren und zur Mitarbeit aktivie-
ren.  
a. Förderung der aktiven und frühzeitigen Beteiligung der 
Zivilgesellschaft, insbesondere der Gewässerschützer*in-
nen, auf allen Ebenen: Sowohl auf der Ebene der Flussge-
biete als auch in den Teileinzugsgebieten bzw. Bearbei-
tungsgebieten sollte eine aktive Beteiligung durch Informa-
tionen, Qualifizierung und Mitwirkung bei der Erarbeitung 
der Bewirtschaftungspläne stärker als bisher unterstützt 
und gefördert werden: 
• Die Beteiligung sollte frühzeitig vor Ort, schon bei der Erarbei-
tung der Bewirtschaftungspläne, möglich sein, indem sie auch 
in den Teileinzugsgebieten bzw. Bearbeitungsgebieten, organi-
siert und unterstützt wird. Nur Baden-Württemberg und Nord-
rhein-Westfalen (NRW) kommen diesem Vorhaben nahe. Dort 
können Interessierte an den Entwürfen zu den Maßnahmenpla-
nungen für Bearbeitungsgebiete bzw. für Planungseinheiten in 
Teileinzugsgebieten aktiv mitwirken. Ähnliche Angebote sollten 
überall und spätestens im 3. Quartal 2020 erfolgen. Die Mitwir-
kungsmöglichkeiten sollten zu ehrenamtsfreundlichen Zeiten 
stattfinden, professionell moderiert sein und auch gesondert für 
einzelne Grundwasserkörper angeboten werden (z.B. im Rah-
men der Erstellung von Grundwassersanierungsplänen). So-
lange infolge der Coronavirus-Pandemie keine physischen Ver-
anstaltungen stattfinden können, sollte die (über-) regional zu-
ständige Stelle geeignete Ersatzangebote - wie z.B. virtuelle 
Mitwirkungsmöglichkeiten - anbieten. 

übergeordneten Strategien, mit denen in den Flussgebiets-
einheiten die Ziele der WRRL erreicht werden sollen.  

2-2 

1. Akzeptanzdefizite beheben, aktive und frühzeitige Betei-
ligung der Öffentlichkeit stärker ermöglichen, fördern und 
weiter qualifizierenDie Beteiligung der Öffentlichkeit ist ein 
wichtiger und wesentlicher Aspekt bei der Umsetzung der 
WRRL. Die Öffentlichkeitsbeteiligung sollte als wichtige 
Bewirtschaftungsfrage behandelt werden, damit die drin-
gend zu verstärkende Maßnahmen-Umsetzung 2022 die da-
für nötige gesellschaftliche Akzeptanz findet. Für Maßnah-
men bedarf es des Verständnisses aller Akteure, ein-
schließlich der Politik und der Bevölkerung vor Ort. Die 

Öffentlichkeits-
beteiligung 

Die Einbeziehung der Öffentlichkeit und die Beteiligung inte-
ressierter Stellen sind rechtlich verankert und daher keine 
wichtigen Fragen der Gewässerbewirtschaftung. 
 
Hinweis: Die Öffentlichkeitsbeteiligung bei der Gewässerbe-
wirtschaftung ist ein wichtiges Anliegen der Länder und 
Flussgebietsgemeinschaften bei der Umsetzung der WRRL. 
Die Länder vollziehen diese auf verschiedenen Ebenen und 
unterschiedliche Weise nach den gegebenen Möglichkeiten 
und in Abstimmung mit den Beteiligten. In Kapitel 9 der Be-
wirtschaftungspläne wird beschrieben, welche Aktivitäten vor 
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
WRRL-Umsetzung braucht eine informierte und positiv ge-
stimmte Zivilgesellschaft. Noch steht der Beleg aus, dass 
die Planungen gerade transparent genug vor sich gehen, 
wirksam für den Gewässerschutz sensibilisieren und zur 
Mitarbeit aktivieren. a. Förderung der aktiven und frühzeiti-
gen Beteiligung der Zivilgesellschaft, insbesondere der Ge-
wässerschützer*innen, auf allen Ebenen: Sowohl auf der 
Ebene der Flussgebiete als auch in den Teileinzugsgebie-
ten bzw. Bearbeitungsgebieten sollte eine aktive Beteili-
gung durch Informationen, Qualifizierung und Mitwirkung 
bei der Erarbeitung der Bewirtschaftungspläne stärker als 
bisher unterstützt und gefördert werden:• Auf der Ebene der 
Bundesländer und der Fluss-Einzugsgebiete der Flussgebiets-
gemeinschaften - aber auch in den Gremien der LAWA - sollte 
die Beteiligung der Öffentlichkeit, insbesondere der Gewässer-
schützer*innen, verstärkt gefördert werden. In Foren, Konferen-
zen und Arbeitsgruppen zur WRRL und relevanten Fachthemen 
kann Beteiligung auf dieser Ebene organisiert werden. Eine Un-
terstützung der engagierten Menschen durch die Erstattung von 
Reisekosten und die Möglichkeit einer Aufwandsentschädigung 
wäre ein wichtiges Instrument, auch auf der übergeordneten 
Ebene die Mitwirkungsmöglichkeiten zu verbessern bzw. erst 
zu ermöglichen. 

Ort durch die Länder durchgeführt werden.Absicht der Betei-
ligung der Öffentlichkeit bei den Wichtigen Fragen der Ge-
wässerbewirtschaftung ist die Diskussion von übergeordne-
ten Strategien, mit denen in den Flussgebietseinheiten die 
Ziele der WRRL erreicht werden sollen.  

2-3 

1. Akzeptanzdefizite beheben, aktive und frühzeitige Betei-
ligung der Öffentlichkeit stärker ermöglichen, fördern und 
weiter qualifizierenDie Beteiligung der Öffentlichkeit ist ein 
wichtiger und wesentlicher Aspekt bei der Umsetzung der 
WRRL. Die Öffentlichkeitsbeteiligung sollte als wichtige 
Bewirtschaftungsfrage behandelt werden, damit die drin-
gend zu verstärkende Maßnahmen-Umsetzung 2022 die da-
für nötige gesellschaftliche Akzeptanz findet. Für Maßnah-
men bedarf es des Verständnisses aller Akteure, ein-
schließlich der Politik und der Bevölkerung vor Ort. Die 
WRRL-Umsetzung braucht eine informierte und positiv ge-
stimmte Zivilgesellschaft. Noch steht der Beleg aus, dass 
die Planungen gerade transparent genug vor sich gehen, 
wirksam für den Gewässerschutz sensibilisieren und zur 

Öffentlichkeits-
beteiligung 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat. 
 
Hinweis: Art und Weise der Einbeziehung der Öffentlichkeit 
werden von den Ländern regelmäßig überprüft.  



Seite 12 von 27 

 

ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
Mitarbeit aktivieren. a. Förderung der aktiven und frühzeiti-
gen Beteiligung der Zivilgesellschaft, insbesondere der Ge-
wässerschützer*innen, auf allen Ebenen: Sowohl auf der 
Ebene der Flussgebiete als auch in den Teileinzugsgebie-
ten bzw. Bearbeitungsgebieten sollte eine aktive Beteili-
gung durch Informationen, Qualifizierung und Mitwirkung 
bei der Erarbeitung der Bewirtschaftungspläne stärker als 
bisher unterstützt und gefördert werden:• In allen Bundes-
ländern bzw. Flussgebieten sollten während und auch nach Er-
stellung des 3. Bewirtschaftungsplans und Maßnahmenpro-
gramms Wassernetze nach dem Vorbild NRW gefördert wer-
den, die ein Engagement von Ehrenamtlichen des Natur- und 
Gewässerschutzes sowie von Vertreter*innen anerkannter Na-
turschutzverbände für die WRRL-Umsetzung ermöglichen und 
unterstützen, sie qualifizieren und aktivieren. Dafür sollten mög-
lichst bald Konzepte erarbeitet und Mittel bereitgestellt werden. 

2-4 

1. Akzeptanzdefizite beheben, aktive und frühzeitige Betei-
ligung der Öffentlichkeit stärker ermöglichen, fördern und 
weiter qualifizierenDie Beteiligung der Öffentlichkeit ist ein 
wichtiger und wesentlicher Aspekt bei der Umsetzung der 
WRRL. Die Öffentlichkeitsbeteiligung sollte als wichtige 
Bewirtschaftungsfrage behandelt werden, damit die drin-
gend zu verstärkende Maßnahmen-Umsetzung 2022 die da-
für nötige gesellschaftliche Akzeptanz findet. Für Maßnah-
men bedarf es des Verständnisses aller Akteure, ein-
schließlich der Politik und der Bevölkerung vor Ort. Die 
WRRL-Umsetzung braucht eine informierte und positiv ge-
stimmte Zivilgesellschaft. Noch steht der Beleg aus, dass 
die Planungen gerade transparent genug vor sich gehen, 
wirksam für den Gewässerschutz sensibilisieren und zur 
Mitarbeit aktivieren. b. Wie in Brandenburg und Saarland 
sollte in jedem Fall auch über Pressemitteilungen bzw. durch 
die Pressemedien auf die Anhörung hingewiesen werden. Ggf. 
sind weitere und wiederholende öffentlichkeitswirksame (PR-) 
Aktionen umzusetzen. Bereits auf der jeweiligen Homepage der 
oberen und unteren Wasserbehörden muss die Information zur 
Anhörung auffallen. Zusätzlich sollten die Umweltministerien 

Öffentlichkeits-
beteiligung 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat.   
 
Hinweis: Art und Weise der Einbeziehung der Öffentlichkeit 
werden von den Ländern regelmäßig überprüft. Die Informa-
tion über die Anhörung wird durch die Länder und Flussge-
bietsgemeinschaften sichergestellt. Ein direkter Versand al-
ler Unterlagen an einzelne Stellen ist wegen des unverhält-
nismäßigen Aufwands und aus Gründen der Gleichbehand-
lung nicht möglich. Mit der Veröffentlichung auf den jeweili-
gen Homepages der Umweltministerien der Länder und der 
Flussgebietsgemeinschaften ist die Beteiligung der Öffent-
lichkeit ausreichend sichergestellt. 
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
der Bundesländer die Landesverbände der anerkannten Um-
welt- und Naturschutzorganisationen direkt anschreiben und sie 
über die aktuelle Beteiligungsmöglichkeit zur Bewirtschaftungs-
planung in Kenntnis setzen. Das Anhörungsdokument sollte bei 
dieser Gelegenheit ebenfalls zugesandt werden. 

2-5 

1. Akzeptanzdefizite beheben, aktive und frühzeitige Betei-
ligung der Öffentlichkeit stärker ermöglichen, fördern und 
weiter qualifizieren 
Die Beteiligung der Öffentlichkeit ist ein wichtiger und we-
sentlicher Aspekt bei der Umsetzung der WRRL. Die Öf-
fentlichkeitsbeteiligung sollte als wichtige Bewirtschaf-
tungsfrage behandelt werden, damit die dringend zu ver-
stärkende Maßnahmen-Umsetzung 2022 die dafür nötige 
gesellschaftliche Akzeptanz findet. Für Maßnahmen bedarf 
es des Verständnisses aller Akteure, einschließlich der Po-
litik und der Bevölkerung vor Ort. Die WRRL-Umsetzung 
braucht eine informierte und positiv gestimmte Zivilgesell-
schaft. Noch steht der Beleg aus, dass die Planungen ge-
rade transparent genug vor sich gehen, wirksam für den 
Gewässerschutz sensibilisieren und zur Mitarbeit aktivie-
ren.  
c. Für eine breite Akzeptanz der Ziele und Maßnahmen der 
Wasserrahmenrichtlinie ist der Ortsbezug von großer Bedeu-
tung. Dies erfordert auch konkrete Informationen zu den dort 
angebotenen Beteiligungsangeboten, da die Wasserwirtschafts-
verwaltungen in den Ländern organisiert sind, diese die Was-
serkörperbezogenen Maßnahmen erarbeiten sowie die Mitwir-
kungsmöglichkeiten vor Ort organisieren. Außer in NRW stehen 
der Öffentlichkeit derzeit nur die flussgebietsweit geltenden An-
hörungsdokumente zur Verfügung. Mit dieser Verlagerung des 
Bezugsrahmens ausschließlich auf die höchste Ebene wird eine 
konkrete Information und die in der WRRL vorgesehene Beteili-
gung noch schwieriger. Dieses Fehlverhalten sollte bei den lau-
fenden Arbeiten zur Aktualisierung der Bewirtschaftungspläne 
dringend korrigiert werden. Weil zum Beispiel die Länderspezifi-
schen Beteiligungsangebote in den flussgebietsweit geltenden 
Anhörungsdokumenten nicht erläutert sind, braucht es zeitnah 

Öffentlichkeits-
beteiligung 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat.   
 
Hinweis:  
Flussgebietsweit geltende Anhörungsdokumente sind ge-
mäß WRRL ausreichend. Daher stellt dieses Vorgehen kein 
Fehlverhalten dar. Infos zu Länder-/lokalen Beteiligungsan-
geboten finden sich in den Bewirtschaftungsplänen bzw. auf 
den Homepages der Bundesländer. 
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
einen direkten Weblink zu entsprechenden Angaben und Termi-
nen, sei es in diesen Unterlagen selbst oder auf der Wasser-
homepage der einzelnen Bundesländer 

2-6 

1. Akzeptanzdefizite beheben, aktive und frühzeitige Betei-
ligung der Öffentlichkeit stärker ermöglichen, fördern und 
weiter qualifizierenDie Beteiligung der Öffentlichkeit ist ein 
wichtiger und wesentlicher Aspekt bei der Umsetzung der 
WRRL. Die Öffentlichkeitsbeteiligung sollte als wichtige 
Bewirtschaftungsfrage behandelt werden, damit die drin-
gend zu verstärkende Maßnahmen-Umsetzung 2022 die da-
für nötige gesellschaftliche Akzeptanz findet. Für Maßnah-
men bedarf es des Verständnisses aller Akteure, ein-
schließlich der Politik und der Bevölkerung vor Ort. Die 
WRRL-Umsetzung braucht eine informierte und positiv ge-
stimmte Zivilgesellschaft. Noch steht der Beleg aus, dass 
die Planungen gerade transparent genug vor sich gehen, 
wirksam für den Gewässerschutz sensibilisieren und zur 
Mitarbeit aktivieren. d. Zur Transparenz der Schwerpunktset-
zungen bedarf es aktueller Analysen und Hintergrunddoku-
mente. Allein das NRW-Anhörungsdokument verlinkt zu den 
Befunden des 3. bzw. 4. Monitoringzyklus (Grundwasser bzw. 
Oberflächengewässer), die bezogen auf Wasserkörper aufbe-
reitet sind. Aktuelle Angaben soll es zu allen Qualitätskompo-
nenten und Gewässern geben, ebenso umfassend zu den Be-
standsaufnahmen und Lückenanalysen. Im Übrigen fehlt seit 
2009 ein Zugang zu den Details der Prüfarbeiten, die vor der 
exzessiven HMWB-Ausweisung und Inanspruchnahme von 
Ausnahmen erfolgten. Sie müssen WRRL-konform sein. 

Öffentlichkeits-
beteiligung 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat.  

2-7 

2. Biodiversitätsverlust aufhalten - Gewässerlebensräume 
schützen und verbindenDie Biodiversität der Gewässerle-
bensräume ist in der Regel viel stärker bedroht als die der 
meisten Land-Ökosysteme. Fast alle Kieslaicher und strö-
mungsliebenden Fische in Deutschland sind in ihrem Be-
stand gefährdet, ebenso viele Mollusken, Krebse, Insekten 
und Pflanzen. Die Anhörungsdokumente gehen allenfalls 
punktuell darauf ein, v.a. unter den Themen Durchgängig-
keit und Klimawandel. Der z.B. dringend benötigte wirk-
same Schutz nährstoffempfindlicher Lebensräume vor 

Biodiversität 

Fragen im Zusammenhang mit dem Erhalt der Biodiversität 
sind keine eigenständigen Fragen der Gewässerbewirtschaf-
tung, sondern werden im Zusammenhang mit der Verbesse-
rung der Gewässerstruktur und der Durchgängigkeit behan-
delt.  Im Regelfall wird mit dem Erreichen der Bewirtschaf-
tungsziele auch die Biodiversität im Gewässer erhöht. Um-
gekehrt werden mit Maßnahmen zur Umsetzung der Ma-
nagementpläne nach den Natura 2000-Richtlinien häufig 
auch Synergien mit wasserwirtschaftlichen Zielsetzungen 
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
Überdüngung wird, ebenso wie in der 2020 novellierten 
Düngeverordnung nicht behandelt und folglich nicht ge-
währleistet. Wissenslücken sollten geschlossen und die 
Ergebnisse der Öffentlichkeit vorgelegt werden, um auf 
dieser Basis die notwendigen Maßnahmen abzuleiten:a. Si-
tuation der wasserabhängigen Natura 2000-Gebiete beschrei-
ben: Aktuelle Arbeiten bzw. Befunde zu Auen (vgl. IKSD-Pro-
jekt), Wanderkorridoren (vgl. FGG Weser, IKSO) und zur Ge-
wässerunterhaltung in betreffenden Schutzgebieten (vgl. 
Schleswig-Holstein) liegen erst vereinzelt mit den Anhörungs-
dokumenten vor. Andere relevante Informationen fehlen gänz-
lich: Z.B. wieviel Prozent der betreffenden Schutzgebiete ver-
fehlen die wasserbezogenen Ziele? Bei wieviel Prozent sind 
diese Ziele nicht operationalisiert oder bestehen Defizite bei Be-
standsaufnahme und Monitoring? 

herbeigeführt. Detailinformationen hierzu enthalten die Be-
wirtschaftungspläne und weitere Pläne und Programme der 
Länder. 

2-8 

2. Biodiversitätsverlust aufhalten - Gewässerlebensräume 
schützen und verbinden 
Die Biodiversität der Gewässerlebensräume ist in der Re-
gel viel stärker bedroht als die der meisten Land-Ökosys-
teme. Fast alle Kieslaicher und strömungsliebenden Fische 
in Deutschland sind in ihrem Bestand gefährdet, ebenso 
viele Mollusken, Krebse, Insekten und Pflanzen. Die Anhö-
rungsdokumente gehen allenfalls punktuell darauf ein, v.a. 
unter den Themen Durchgängigkeit und Klimawandel. Der 
z.B. dringend benötigte wirksame Schutz nährstoffemp-
findlicher Lebensräume vor Überdüngung wird, ebenso wie 
in der 2020 novellierten Düngeverordnung nicht behandelt 
und folglich nicht gewährleistet. Wissenslücken sollten ge-
schlossen und die Ergebnisse der Öffentlichkeit vorgelegt 
werden, um auf dieser Basis die notwendigen Maßnahmen 
abzuleiten: 
b. Auch zu weiteren geschützten (grund-) wasserabhängigen 
aquatischen- und Landökosystemen, die außerhalb der Natura 
2000-Kulisse liegen, sollten die unter a. genannten Informatio-
nen erarbeitet und vorgelegt werden. Darüber hinaus sollte ge-
klärt werden, mit welcher Effektivität bisher § 7 (4) und § 10 (2) 
der Grundwasserverordnung (Berücksichtigung Schutz grund-
wasserabhängiger Land- und Gewässerökosysteme) umgesetzt 

Biodiversität 

Fragen im Zusammenhang mit dem Erhalt der Biodiversität 
sind keine eigenständigen Fragen der Gewässerbewirtschaf-
tung, sondern werden im Zusammenhang mit der Verbesse-
rung der Gewässerstruktur und der Durchgängigkeit behan-
delt. Grundsätzlich wird mit der Maßnahmenumsetzung und 
Zielerreichung der WRRL auch die Biodiversität in Gewäs-
serlebensräumen und wasserabhängigen Landökosystemen 
erhöht. Es handelt sich um eine Folge der Schwerpunktset-
zung durch die wichtigen Fragen der Gewässerbewirtschaf-
tung im dritten Bewirtschaftungszyklus.  
Die angesprochene Thematik wird mit Nachdruck in den 
Ländern behandelt und wird in die Bewirtschaftungspläne 
einfließen. 
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ID Einzelforderung (EF) Stichwort Antwort zur Einzelforderung 
wird, auch im Hinblick auf den Schutz der Grundwasserökosys-
teme gemäß Erwägungsgrundsatz 20 der EG-Grundwasser-
richtlinie. 

2-9 

2. Biodiversitätsverlust aufhalten - Gewässerlebensräume 
schützen und verbindenDie Biodiversität der Gewässerle-
bensräume ist in der Regel viel stärker bedroht als die der 
meisten Land-Ökosysteme. Fast alle Kieslaicher und strö-
mungsliebenden Fische in Deutschland sind in ihrem Be-
stand gefährdet, ebenso viele Mollusken, Krebse, Insekten 
und Pflanzen. Die Anhörungsdokumente gehen allenfalls 
punktuell darauf ein, v.a. unter den Themen Durchgängig-
keit und Klimawandel. Der z.B. dringend benötigte wirk-
same Schutz nährstoffempfindlicher Lebensräume vor 
Überdüngung wird, ebenso wie in der 2020 novellierten 
Düngeverordnung nicht behandelt und folglich nicht ge-
währleistet. Wissenslücken sollten geschlossen und die 
Ergebnisse der Öffentlichkeit vorgelegt werden, um auf 
dieser Basis die notwendigen Maßnahmen abzuleiten:c. Si-
tuation der Kleingewässer thematisieren, die das Gros der Ge-
wässer im Einzugsgebiet der Flussgebiete ausmachen und ent-
sprechend Einfluss auf den Zustand von Wasserkörpern neh-
men kann: Wie steht es um die Wasserläufe unter 10 km² Ein-
zugsgebietsgröße? Wie um Seen unter 50 ha? 

Biodiversität 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat.   
 
Hinweis: Die angesprochenen Wasserkörper liegen außer-
halb der Berichtspflicht der WRRL. Dies bedeutet nicht, dass 
sie außerhalb des wasserwirtschaftlichen Handelns liegen. 
Wenn begründete Verdachtsmomente für notwendige Unter-
suchungen vorliegen, wird diesen nachgegangen. 

2-10 

2. Biodiversitätsverlust aufhalten - Gewässerlebensräume 
schützen und verbinden 
Die Biodiversität der Gewässerlebensräume ist in der Re-
gel viel stärker bedroht als die der meisten Land-Ökosys-
teme. Fast alle Kieslaicher und strömungsliebenden Fische 
in Deutschland sind in ihrem Bestand gefährdet, ebenso 
viele Mollusken, Krebse, Insekten und Pflanzen. Die Anhö-
rungsdokumente gehen allenfalls punktuell darauf ein, v.a. 
unter den Themen Durchgängigkeit und Klimawandel. Der 
z.B. dringend benötigte wirksame Schutz nährstoffemp-
findlicher Lebensräume vor Überdüngung wird, ebenso wie 
in der 2020 novellierten Düngeverordnung nicht behandelt 
und folglich nicht gewährleistet. Wissenslücken sollten ge-
schlossen und die Ergebnisse der Öffentlichkeit vorgelegt 
werden, um auf dieser Basis die notwendigen Maßnahmen 

Biodiversität 
Blaues Band 

 
Die Verbesserung der Morphologie an Bundeswasserstra-
ßen ist wasserwirtschaftlich bedeutsam und ist somit in der 
wichtigen Frage der Gewässerbewirtschaftung "Hydromor-
phologie und Durchgängigkeit" in allen deutschen Flussge-
bietseinheiten verankert. 
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abzuleiten: 
d. Der gesetzlich geforderte Biotopverbund ist in Deutschland 
ohne die blau-grüne Infrastrukturen der Flüsse und Fluss-Korri-
dore nicht darstellbar. Auch an den Bundeswasserstraßen 
muss daher konsequenter als bisher zur Renaturierung von li-
nearen und vernetzten Gewässerökosystemen beigetragen 
werden. Selbst das Bundesprogramm Blaues Band ist noch mit 
den WRRL-Fristen im Einklang zu bringen. Uns ist aufgefallen, 
dass keines der Anhörungsdokumente dies thematisiert. 

2-11 

2. Biodiversitätsverlust aufhalten - Gewässerlebensräume 
schützen und verbindenDie Biodiversität der Gewässerle-
bensräume ist in der Regel viel stärker bedroht als die der 
meisten Land-Ökosysteme. Fast alle Kieslaicher und strö-
mungsliebenden Fische in Deutschland sind in ihrem Be-
stand gefährdet, ebenso viele Mollusken, Krebse, Insekten 
und Pflanzen. Die Anhörungsdokumente gehen allenfalls 
punktuell darauf ein, v.a. unter den Themen Durchgängig-
keit und Klimawandel. Der z.B. dringend benötigte wirk-
same Schutz nährstoffempfindlicher Lebensräume vor 
Überdüngung wird, ebenso wie in der 2020 novellierten 
Düngeverordnung nicht behandelt und folglich nicht ge-
währleistet. Wissenslücken sollten geschlossen und die 
Ergebnisse der Öffentlichkeit vorgelegt werden, um auf 
dieser Basis die notwendigen Maßnahmen abzuleiten:e. Die 
Belastungen für die Biodiversität sollten einzugsgebietsbezogen 
im Zusammenhang betrachtet werden. Die Arbeiten müssen 
dabei nachprüfbar den weitergehenden Anforderungen genü-
gen, die in der   EU- und in der nationalen Biodiversitätsstrate-
gie sowie mit der EU-Meeresstrategie-Rahmenrichtlinie gesetzt 
sind. Für die Analyse bedarf es wie für die Maßnahmen-Ablei-
tung einer Zusammenarbeit von Wasserwirtschaft, Natur-
schutz(-verbänden), Fischern und weiteren Akteuren. 

Biodiversität 
Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat.  

2-12 

3. Offene Ressourcenfragen thematisieren und klärenDie 
Umsetzung der WRRL steht und fällt mit den verfügbaren 
Ressourcen. In den Anhörungsdokumenten wird dieser As-
pekt weitgehend nicht behandelt. Andererseits lässt sich 
anhand der Unterlagen folgern, dass es Ressourcen-rele-
vante Umsetzungsprobleme gibt und weiter wie bisher v.a. 

Ressourcenfra-
gen 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat. 
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auf das Freiwilligkeitsprinzip gesetzt wird, das nach unse-
rer Einschätzung eine bewusste Verletzung der WRRL dar-
stellt. Wir sehen daher dringenden Klärungsbedarf und er-
warten eine gesonderte Befassung mit diesem Handlungs-
feld. Als Grundlage der weiteren Beratungen sollten fol-
gende Informationen quantifiziert der Öffentlichkeit vorge-
legt werden:a. Aufstellung der benötigten personellen Res-
sourcen bei den Wasserbehörden für die Zielerreichung bis 
2027 sowie eine Aufstellung der notwendigen finanziellen Mittel 
für die richtlinienkonforme Gewässerentwicklung. Hieraus kann 
dann das Ausmaß der Personallücke in den Wasserbehörden 
abgeleitet und behoben werden. Aus bisher veröffentlichten An-
gaben lässt sich folgern, dass allein für die Herstellung der 
Durchgängigkeit an Bundeswasserstraßen deutlich mehr Stel-
len geschaffen werden müssen (3  So besteht ein Bedarf von 
158 Stellen bei der Wasserstraßen- und Schifffahrtsverwaltung 
des Bundes (WSV) allein für die Herstellung der Durchgängig-
keit an Bundeswasserstraßen. Vgl. Deutscher Bundestag 19. 
Wahlperiode:  Drucksache 19/5812 vom 14.11.2018. S. 17.) 
und dass die WRRL-Umsetzung erheblich unterfinanziert ist. 
(4Reese et al. haben diese Unterfinanzierung an einem Fallbei-
spiel ermittelt:  "Der konservativ kalkulierte Finanzierungsbedarf 
von 750 Mio. Euro zur Umsetzung der Ziele der WRRL in Nie-
dersachsen bis 2027 (Vgl. Nds. Ministerium für Umwelt, Ener-
gie und Klimaschutz, Finanzszenarien 2. Bewirtschaftungsplan 
EG-WRRL, S. 1 f.) verteilt sich auf bauliche Maßnahmen zur 
Herstellung/Verbesserung der ökologischen Durchgängigkeit 
(500 Mio. Euro), die Maßnahmenumsetzung bei Prioritätsge-
wässern (225 Mio. Euro) sowie die Begleitkosten der Umset-
zung (25 Mio. Euro). Demgegenüber steht eine Prognose der 
Gesamtausgaben von 180 Mio. Euro bei Beibehaltung der bis-
herigen Vorgehensweise, was lediglich 25 % des geschätzten 
Gesamtbedarfs an Finanzmitteln entspricht. " Vgl. Reese et al. 
(2018): Wasserrahmenrichtlinie -Wege aus der Umsetzungs-
krise. Leipziger Schriften zum Umwelt- und Planungsrecht, 
Band 37, S. 189.) . Vorsichtshalber erinnern wir daran, dass die 
zuständigen Behörden die erforderlichen Gewässerschutz-

Hinweis: Die aktualisierten Bewirtschaftungspläne werden 
auch Angaben zum Aufwand für die Maßnahmenumsetzung 
enthalten. 
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Maßnahmen bis allerspätestens 2024 umsetzen müssen, um 
die Umweltziele bis 2027 erfüllen zu können. 

2-13 

3. Offene Ressourcenfragen thematisieren und klärenDie 
Umsetzung der WRRL steht und fällt mit den verfügbaren 
Ressourcen. In den Anhörungsdokumenten wird dieser As-
pekt weitgehend nicht behandelt. Andererseits lässt sich 
anhand der Unterlagen folgern, dass es Ressourcen-rele-
vante Umsetzungsprobleme gibt und weiter wie bisher v.a. 
auf das Freiwilligkeitsprinzip gesetzt wird, das nach unse-
rer Einschätzung eine bewusste Verletzung der WRRL dar-
stellt. Wir sehen daher dringenden Klärungsbedarf und er-
warten eine gesonderte Befassung mit diesem Handlungs-
feld. Als Grundlage der weiteren Beratungen sollten fol-
gende Informationen quantifiziert der Öffentlichkeit vorge-
legt werden:b. Zusätzlich sind die Defizite bei der Ermittlung 
und Deckung von spezifischen Kosten zu konkretisieren, damit 
sie effektiv angegangen werden können. Dies betrifft vor allem 
die offenen Fragen zur Erhebung von Umwelt- und Ressour-
cenkosten und der Zuordnung dieser Kosten zu relevanten Ver-
ursachern (v.a. Landwirtschaft, Verkehr, Energie, Siedlungswe-
sen, chemische Industrie). In diesem Zusammenhang sollte 
auch geprüft werden, inwiefern die geltenden Wasserentnah-
meentgelt-Regelungen sicherstellen, dass z.B. alle Wasser-
kraftbetreiber, die europaweit mit hohen Renditen werben, zur 
angemessenen Deckung dieser Kosten beitragen, damit die 
seit knapp 100 Jahren versprochene, wie seitdem immer wieder 
verschobene Herstellung der ökologischen (inkl. der fischbiolo-
gischen wie morphologischen) Durchgängigkeit finanziert wer-
den kann. Zugleich ist dabei zu klären, inwiefern die zu entrich-
tenden Entgelte die nötigen Anreize setzen und sich nach den 
bisher an den Anlagen geleisteten WRRL-Maßnahmen bemes-
sen (vgl. Schleswig- Holstein). 

Ressourcenfra-
genUmwelt- und 
Ressourcenkos-

ten 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat. 
 
Hinweis: Die Erhebung von Umwelt- und Ressourcenkosten 
ist bis heute ein schwieriges Thema, dass aber immer wie-
der untersucht wird. Insbesondere bei der Erhebung von an-
gemessenen Wassernutzerentgelten wird diese Frage disku-
tiert und auf Länderebene entschieden.  

2-14 

3. Offene Ressourcenfragen thematisieren und klären 
Die Umsetzung der WRRL steht und fällt mit den verfügba-
ren Ressourcen. In den Anhörungsdokumenten wird dieser 
Aspekt weitgehend nicht behandelt. Andererseits lässt sich 
anhand der Unterlagen folgern, dass es Ressourcen-rele-
vante Umsetzungsprobleme gibt und weiter wie bisher v.a. 

Ressourcenfra-
gen 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat. 
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auf das Freiwilligkeitsprinzip gesetzt wird, das nach unse-
rer Einschätzung eine bewusste Verletzung der WRRL dar-
stellt. Wir sehen daher dringenden Klärungsbedarf und er-
warten eine gesonderte Befassung mit diesem Handlungs-
feld. Als Grundlage der weiteren Beratungen sollten fol-
gende Informationen quantifiziert der Öffentlichkeit vorge-
legt werden: 
c. Kosten und Wirksamkeit des nicht RL- konformen Freiwillig-
keitsprinzips gegenüber wirksamen Ansätzen bzw. Instrumen-
ten des Gewässerschutzes gemäß WRRL sind überprüfbar dar-
zulegen. 

2-15 

3. Offene Ressourcenfragen thematisieren und klärenDie 
Umsetzung der WRRL steht und fällt mit den verfügbaren 
Ressourcen. In den Anhörungsdokumenten wird dieser As-
pekt weitgehend nicht behandelt. Andererseits lässt sich 
anhand der Unterlagen folgern, dass es Ressourcen-rele-
vante Umsetzungsprobleme gibt und weiter wie bisher v.a. 
auf das Freiwilligkeitsprinzip gesetzt wird, das nach unse-
rer Einschätzung eine bewusste Verletzung der WRRL dar-
stellt. Wir sehen daher dringenden Klärungsbedarf und er-
warten eine gesonderte Befassung mit diesem Handlungs-
feld. Als Grundlage der weiteren Beratungen sollten fol-
gende Informationen quantifiziert der Öffentlichkeit vorge-
legt werden:d. Es fehlen Angaben aus den Ressorts für Land-
wirtschaft, Verkehr, Energie und Raumordnung zur Frage, wel-
cher Handlungsbedarf in ihren Sektoren noch besteht (z.B. 
Stand WRRL-Verträglichkeit von Subventionen, Planungen 
bzw. Nutzungen). Zudem wäre es zielführend, die Politikin-
tegration als wichtige Bewirtschaftungsfrage zu behandeln. Die 
IKSD dient als Beispiel. 

Ressourcenfra-
gen 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat. 

2-16 

3. Offene Ressourcenfragen thematisieren und klären 
Die Umsetzung der WRRL steht und fällt mit den verfügba-
ren Ressourcen. In den Anhörungsdokumenten wird dieser 
Aspekt weitgehend nicht behandelt. Andererseits lässt sich 
anhand der Unterlagen folgern, dass es Ressourcen-rele-
vante Umsetzungsprobleme gibt und weiter wie bisher v.a. 
auf das Freiwilligkeitsprinzip gesetzt wird, das nach unse-

Ressourcenfra-
gen 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat.   
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rer Einschätzung eine bewusste Verletzung der WRRL dar-
stellt. Wir sehen daher dringenden Klärungsbedarf und er-
warten eine gesonderte Befassung mit diesem Handlungs-
feld. Als Grundlage der weiteren Beratungen sollten fol-
gende Informationen quantifiziert der Öffentlichkeit vorge-
legt werden: 
e. Angesichts des andauernden Fachkräftemangels im Bereich 
der WRRL-Umsetzung wäre zu prüfen, inwiefern geeignet vor-
qualifizierte Erwerbstätige von Unternehmen, die wegen der 
Coronavirus- Pandemie nicht oder nur noch eingeschränkt ar-
beiten können, für die Mit- oder Zuarbeit bei den wasserbehörd-
lichen Gewässerschutz-Maßnahmen gewonnen werden könn-
ten. 

2-17 

4. Verbindliche Aufgaben- und PflichtenzuweisungEine 
klare Aufgaben- und Pflichtzuweisung ist ebenfalls  essen-
tiell für das  Gelingen der WRRL- Umsetzung und sollte da-
her als eine wichtige Gewässerbewirtschaftungsfrage auf-
genommen werden. Folgende Aspekte sind dabei zu be-
handeln:a. Die umfangreiche Aufgabe der ökologischen Ge-
wässerentwicklung für den Bereich der nicht vom Land zu un-
terhaltenden Gewässer ist z.B. in den Flussgebieten Ems, Elbe, 
Rhein und Weser nicht überall einem eindeutig bestimmten Trä-
ger zugewiesen. Die unklare Aufgabenzuweisung trägt zum 
Beispiel in Niedersachsen dazu bei, dass sich die Unterhal-
tungsverbände überwiegend nicht in der Verantwortung für 
Maßnahmen der ökologischen Gewässerentwicklung sehen 
und auch keine Kapazitäten dafür aufbauen. Somit fehlt es an 
einer klaren Aufgaben- und Pflichtenzuweisung sowohl hinsicht-
lich der Planung als auch bei der Durchführung der erforderli-
chen Umsetzungsmaßnahmen. Erforderlich ist daher, parallel 
zu den Arbeiten für die „Vollplanung“ eine klare und verbindli-
che Zuweisung der Aufgabenverantwortung an geeignete Auf-
gabenträger, die mit hinreichenden rechtlichen, personellen und 
finanziellen Mitteln ausgestattet sind. (5- Reese et al.: a.a.O., S. 
228, 229, 230.) 

Verbindlichkeit 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat.   
 
Hinweis: Zuständigkeiten sind grundsätzlich in den Lan-
deswassergesetzen geregelt; darüber hinaus befinden sich 
grundsätzliche Angaben für die Zuständigkeit der Maßnah-
menumsetzung in Bewirtschaftungsplänen und Maßnahmen-
programmen 

2-18 
4. Verbindliche Aufgaben- und Pflichtenzuweisung 
Eine klare Aufgaben- und Pflichtzuweisung ist ebenfalls  
essentiell für das  Gelingen der WRRL- Umsetzung und 

Verbindlichkeit 
Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat.   
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sollte daher als eine wichtige Gewässerbewirtschaftungs-
frage aufgenommen werden. Folgende Aspekte sind dabei 
zu behandeln: 
b. Generell sollte für alle Flussgebiete mit dem kommenden Be-
wirtschaftungsplan und Maßnahmenprogramm nachvollziehbar 
sein, wer bei den einzelnen Wasserkörpern konkret für die Um-
setzung der jeweiligen Programmmaßnahme zuständig ist. Dies 
betrifft auch die erforderlichen Renaturierungsarbeiten für die 
Bundeswasserstraßen, weil die für Umsetzung der Ziele not-
wendige Kompetenzübertragung, bzw. -zuweisung auf die Was-
serstraßen- und Schifffahrtsverwaltung - wie sie mit der ange-
kündigten Novellierung des Bundeswasserstraßengesetzes vor-
gesehen ist – immer noch aussteht. 

 
Hinweis: Zuständigkeiten sind grundsätzlich in den Lan-
deswassergesetzen geregelt; darüber hinaus befinden sich 
grundsätzliche Angaben für die Zuständigkeit der Maßnah-
menumsetzung in Bewirtschaftungsplänen und Maßnahmen-
programmen 
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5. Relevante Verunreinigungen umfassend und nachprüf-
bar angehenViele aus unserer Sicht relevante Verunreini-
gungen sind noch nicht ausreichend erfasst und können 
die Zielerreichung gefährden. Handlungsbedarf besteht in 
folgender Hinsicht:a. Einträge an N- und P-Verbindungen: Die 
aktuellen Ergebnisse aus der Lückenanalyse (vgl. Eider, 
Schlei/Trave, Warnow/Peene) sollten für alle Flussgebiete dar-
gestellt sein. Zur Transparenz trägt zusätzlich ein Ist-Ziel-Ab-
gleich der Konzentrationen in Oberläufen bei (vgl. FGG Weser). 
Die Befunde sind einzelnen Verunreinigungsquellen -z.B. land-
wirtschaftliche Dränagen - zuzuordnen und möglichst wasser-
körperbezogen weiter zu konkretisieren, um den Handlungsbe-
darf operationalisieren zu können. Die Anforderungen aus der 
2020 novellierten Düngeverordnung reichen hierfür nicht aus 
und müssen in der Umsetzung um zusätzliche Maßnahmen er-
gänzt und (auch) im Rahmen der Bewirtschaftungsplanung be-
handelt werden. Der Widerspruch zwischen zulässigen Nitrat- 
und N- Gesamt-Konzentrationen ist i.S. des Meeresschutzes 
anzugehen. Die Nährstoffminderungsstrategie der FGG Elbe 
beschreibt darüber hinaus weitere wichtige Aspekte, die es an-
zugehen gilt (z.B. Moorschutz). 

Nährstoffe 

Die Forderung entspricht grundsätzlich der Vorgehensweise 
in den Ländern und Flussgebietsgemeinschaften. Zunächst 
werden flussgebietsweite Zielwerte aufgestellt, soweit sie 
nicht bereits durch die Vorgaben der OGewV bestehen. 
Diese Ziele werden regional untersetzt und pfadbezogen 
analysiert. Durch die deutschlandweite Nährstoffmodellie-
rung AGRUM DE sowie den länderspezifischen Nährstoff-
modellierungen liegen Modellierungsergebnisse vor, auf de-
ren Grundlage die weitere Maßnahmenplanung durchgeführt 
werden kann. 

2-20 
5. Relevante Verunreinigungen umfassend und nachprüf-
bar angehen 
Viele aus unserer Sicht relevante Verunreinigungen sind 

Schadstoffe Hierzu werden Angaben im Bewirtschaftungsplan erfolgen. 
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noch nicht ausreichend erfasst und können die Zielerrei-
chung gefährden. Handlungsbedarf besteht in folgender 
Hinsicht: 
b. Prioritäre und flussgebietsspezifische Schadstoffe: Der wei-
tere Handlungsbedarf bzgl. des Monitorings sollte beschrieben, 
sowie die Eintragsmengen aus diffusen Quellen quantifiziert 
werden. In den Anhörungsdokumenten fehlen dazu die Befunde 
aus der aktuellen Lückenanalyse. 
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5. Relevante Verunreinigungen umfassend und nachprüf-
bar angehen 
Viele aus unserer Sicht relevante Verunreinigungen sind 
noch nicht ausreichend erfasst und können die Zielerrei-
chung gefährden. Handlungsbedarf besteht in folgender 
Hinsicht: 
c. Ungeregelte Stoffe: Es braucht generell mehr Angaben bzgl. 
relevanter Verunreinigungen und ihrer Quellen. NRW informiert 
zu 363 Stoffen. Die Problematik um ungeregelte Stoffmischun-
gen ist für Oberflächengewässer, aber auch für das Grundwas-
ser (z.B. EDCs) virulent. Es ist zu klären, wie mit dem Gros an 
freigesetzten Pestiziden, Bioziden und pharmazeutischen Sub-
stanzen weiter verfahren wird, die somit beim bisherigen Fluss-
gebietsmanagement de facto unberücksichtigt bleiben. Dies 
v.a. der unverbindlichen, nationalen Spurenstoffstrategie zu 
überlassen, halten wir für nicht zweckmäßig. 
Eine Reduktionspflicht besteht auch bei ungeregelten Stoffen 
(vgl. FGG Weser). Außerdem sollten die Feinsediment- Ein-
träge und ihre bisher häufig unterschätzten Folgen (Kolmation) 
überall und nicht nur für die FGG Donau, Ems, Rhein und We-
ser thematisiert und ihr Ausmaß quantifiziert werden. 
Zudem bedarf es einer Befassung mit den Verunreinigungen 
durch Mikroplastik, die z.B. von Straßen in die Gewässer gelan-
gen (Problem Reifenabrieb). 

Schadstoffe 

Hierzu gibt es eine europaweit abgestimmte Strategie. Die 
Liste der zu untersuchenden Stoffe wird regelmäßig aktuali-
siert. Dabei werden europaweite Umweltqualitätsnormen ge-
setzt. Darüber hinaus gibt es einen europäischen Prozess 
der eine Liste zukünftig relevanter Stoffe (Watch-List) unter-
sucht. Hier fließen die Erkenntnisse der einzelnen Mitglied-
staaten ein, die ihrerseits mit nationalen Stofflisten arbeiten. 
Hierzu werden in Deutschland seit Jahren umfangreiche Un-
tersuchungen durchgeführt und gemeinsam innerhalb der 
LAWA abgestimmt. 
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5. Relevante Verunreinigungen umfassend und nachprüf-
bar angehenViele aus unserer Sicht relevante Verunreini-
gungen sind noch nicht ausreichend erfasst und können 
die Zielerreichung gefährden. Handlungsbedarf besteht in 
folgender Hinsicht:d. Nicht-stoffliche Verunreinigungen: Wär-
meeinträge sind auch hinsichtlich ihrer Auswirkungen auf das 

Wärmeeinträge 
Nach Auffassung der Länder in allen Flussgebietsgemein-
schaften handelt es sich bei der angesprochenen Thematik 
nicht um eine wichtige Frage der Gewässerbewirtschaftung. 
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Grundwasser und seine Lebensgemeinschaften zu behandeln 
und zu minimieren. Schließlich läuft hier die temperaturbe-
grenzte Selbstreinigung ab. 

2-23 

6. Gewässerstruktur und Durchgängigkeit: Zentrale Prob-
leme lösen 
Bzgl. der Gewässerstruktur und Durchgängigkeit sollten 
folgende Schwerpunkte gesetzt werden: 
a. Statt die Frage der Flächenverfügbarkeit allenfalls nebenbei 
zu benennen, sollte diese prioritär behandelt werden. Als Basis 
weiterer Beratungen ist darzustellen, bei wie viel Prozent der 
Fließgewässer-Wasserkörper (WK) und relevanter öffentlicher 
Gewässergrundstücke der Ziel- erforderliche gewässertypische 
Entwicklungskorridor noch nicht gesichert ist. Zur besseren Ver-
ortung sollten die virtuellen WK-Steckbriefe in Wasserblick ent-
sprechend aufbereitet und um Angaben zur Art der Nutzung er-
gänzt werden. 

Gewässerstruk-
tur  Durchgän-

gigkeit 

Die Frage der Flächenverfügbarkeit wird in allen Ländern pri-
oritär behandelt und auf unterschiedliche Art und Weise sind 
Mechanismen geschaffen worden, um die Flächenverfügbar-
keit zu erhöhen. Hierzu sind weitere Anstrengungen vorge-
sehen. Die LAWA hat 2020 ein Verfahren zur Ermittlung ei-
nes gewässertypspezifischen Entwicklungskorridors verab-
schiedet und bietet es den Ländern zur Anwendung an. 
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6. Gewässerstruktur und Durchgängigkeit: Zentrale Prob-
leme lösen 
Bzgl. der Gewässerstruktur und Durchgängigkeit sollten 
folgende Schwerpunkte gesetzt werden: 
b. Der Handlungsbedarf für die ökologische Durchgängigkeit ist 
weiter zu konkretisieren: Wieviel Prozent der Fließgewässer-
WK sind infolge von Wasserkraftanlagen und weiteren Wehren 
aktuell nicht sicher passierbar? In diesem Zusammenhang 
sollte auch eine Übersicht dazu erfolgen, wie sich die Anzahl 
dieser Barrieren seit 2015 verändert hat und wie viele für die 
Zielerreichung noch rückzubauen sind, inkl. ihrer Verortung mit-
hilfe der WK-Steckbriefe in Wasserblick. Auch die Ursachen 
von Verzögerungen des Rückbaus sind zu quantifizieren. Wir 
fordern zudem die klärende Aussage, dass die Durchgängigkeit 
nicht nur für ausgewählte Gewässerabschnitte, sondern regel-
mäßig für alle Fließgewässer-WK im Flussgebiet bis spätestens 
2024 und für den Lachs deutlich früher hergestellt werden 
muss. Der Neubau oder die Reaktivierung von Wehren bzw. 
WKA widersprechen überdies dem Verschlechterungsverbot. 

Durchgängigkeit 

Die fehlende oder mangelhafte Durchgängigkeit an vielen 
Gewässern ist ein Schwerpunkt-Handlungsfeld bei der Ge-
wässerbewirtschaftung nach WRRL, daher auch als wichtige 
Frage der Gewässerbewirtschaftung adressiert. Auch in den 
kommenden Jahren werden zahlreiche Maßnahmen umzu-
setzen sein. Die Länder und FGGen haben i. d. R. entspre-
chende Umsetzungskonzepte, die in den Bewirtschaftungs-
plänen dargestellt werden.  
Das Verschlechterungsverbot ist selbstverständlich zu be-
achten. 
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6. Gewässerstruktur und Durchgängigkeit: Zentrale Prob-
leme lösenBzgl. der Gewässerstruktur und Durchgängig-

Gewässerstruk-
tur  Durchgän-

gigkeit 

Die Unterhaltung der Gewässer wird im Rahmen der jeweils 
gültigen gesetzlichen Anforderungen durchgeführt. Damit ak-
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keit sollten folgende Schwerpunkte gesetzt werden:c. An-
passung der Unterhaltung: Andauernde Beeinträchtigungen in-
folge der Gewässerunterhaltung werden ebenfalls noch zu we-
nig beleuchtet. Wir begrüßen die Arbeiten aus Schleswig-Hol-
stein, die zur Thematik ein Konzept und aktuelle Evaluationser-
gebnisse seiner Umsetzung vorgelegt haben. Bzgl. der Bun-
deswasserstraßen sollte nicht nur für das Flussgebiet Oder the-
matisiert werden, dass das Verschlechterungsverbot bei Unter-
haltung und Ausbau sicherzustellen ist. 

tuelle Erkenntnisse hinsichtlich ökologischer Ansprüche hier-
bei berücksichtigt werden, sind vielerorts Unterhaltungsrah-
menpläne entwickelt worden, werden regelmäßige Schulun-
gen durchgeführt. Diese Aktivitäten werden auch weiterhin 
als notwendig erachtet. Das Verschlechterungsverbot gilt 
selbstverständlich in allen Flussgebietseinheiten. 
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6. Gewässerstruktur und Durchgängigkeit: Zentrale Prob-
leme lösen 
Bzgl. der Gewässerstruktur und Durchgängigkeit sollten 
folgende Schwerpunkte gesetzt werden: 
d. Zuständigkeiten bzgl. Durchgängigkeit klären: Innerhalb der 
Flussgebiete Elbe, Ems, Rhein und Weser bedarf es einer Klä-
rung hinsichtlich der Umsetzung von Maßnahmen zur Förde-
rung der Durchgängigkeit an privaten Wasserkraftanlagen.  
 Es bedarf daher dringend einer Klärung, wie den gesetzlichen 
Verpflichtungen der §§ 34 Abs. 2 und 35 Abs. 2 WHG entspro-
chen werden kann, um die ökologische Durchgängigkeit bis 
bzw. vor 2024 zu gewährleisten, und wie ggf. den Staurechtsin-
habern bzw. Wasserkraftbetreibern eine Belastung jenseits der 
Zumutbarkeit (vgl. Kapitel 3 b) durch öffentliche Förderung er-
spart werden kann. 

Durchgängigkeit 
Wasserkraft 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat. 
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6. Gewässerstruktur und Durchgängigkeit: Zentrale Prob-
leme lösen 
Bzgl. der Gewässerstruktur und Durchgängigkeit sollten 
folgende Schwerpunkte gesetzt werden: 
e. Überprüfung HMWB/NWB-Einstufung gemäß WRRL-Anfor-
derungen vollständig und transparent sicherstellen: Ob ein na-
türlicher Wasserkörper (NWB) weiterhin als HMWB (erheblich 
veränderter Wasserkörper) eingestuft bleibt, ist gemäß Artikel 4 
(3) WRRL alle 6 Jahre zu überprüfen. Zur Umsetzung des 
mehrstufigen und durch CIS - und LAWA -Empfehlungen kon-
kretisierten Prüfverfahrens ist auch der Prüfschritt 8 (Alterna-
tivenprüfung) anzuwenden. Dabei ist z.B. im Fall des HWMB-
Ausweisungsgrunds "Wasserkraftnutzung" zu klären, inwiefern 

Gewässerstruk-
tur  Durchgän-

gigkeit 
HMWB 

Es handelt sich um eine Forderung, die keinen direkten Be-
zug zu den im Anhörungsdokument genannten Wichtigen 
Fragen der Gewässerbewirtschaftung hat. 
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die in einem Flussabschnitt betriebene Wasserkraftnutzung auf-
gegeben werden kann, weil es für den Zweck der Stromerzeu-
gung gewässerverträgliche Alternativen gibt. Deshalb müssen 
im Rahmen der aktuellen Anhörungen alle HMWB - Prüfverfah-
ren von den zuständigen Wasserbehörden umfassend einseh-
bar gemacht werden. Liegt kein ordentliches Prüfverfahren vor, 
so müssten die HMWB-Ausweisungen als vorläufig gekenn-
zeichnet werden, um nach Möglichkeit zu einer Einstufung als 
natürliches Gewässer zu gelangen. 
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7. Landschaftswasserhaushalt in Zeiten des Klimawandels 
ökologisch sichernZum Management des Landschaftswas-
serhaushaltes sollten angesichts der Klimawandelfolgen 
folgende Prioritäten angegangen werden:a. Die aktuellen 
Herausforderungen bei der Sicherstellung des ökologischen 
Fließregimes und eines guten mengenmäßigen Grundwasser-
zustands sollte in allen Anhörungsdokumenten benannt und 
mittels einer Lückenanalyse konkretisiert werden. Sie sollte dif-
ferenziert nach den wesentlichen Verursacherbereichen erfol-
gen (v.a. Ist-Soll-Abgleich bzgl. Wasserentnahme-Menge für 
(Wasser-) Kraftwerke, Landwirtschaft, Industrie, Schifffahrt, re-
gional für Berg- und Tagebau). Wir unterstützen die Aussage 
aus den FGG Eider, Elbe, Schlei/Trave und Warnow/Peene, 
dass es eines Mindestwassermengenmanagements bedarf. 
Diese Lenkung muss ökologisch ausgerichtet sein und berück-
sichtigen, dass mit einer abnehmenden Grundwasserspannung 
Verunreinigungen drohen. 

Wassermengen-
management 

Die Forderung entspricht grundsätzlich der Vorgehensweise 
in den Ländern. 
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7. Landschaftswasserhaushalt in Zeiten des Klimawandels 
ökologisch sichern 
Zum Management des Landschaftswasserhaushaltes soll-
ten angesichts der Klimawandelfolgen folgende Prioritäten 
angegangen werden: 
b. Wir begrüßen die Feststellung in vielen Anhörungsdokumen-
ten, dass infolge des Klimawandels die Ökosysteme gestärkt 
werden müssen. Damit einhergehend werden wichtige Aspekte 
genannt, wie etwa die positiven Effekte der WRRL-Umsetzung 
anzuerkennen (Warnow/Peene), Synergien für einen ökologi-
schen Hochwasserschutz zu berücksichtigen (Maas - NRW) 
und die Auen zu revitalisieren (Eider, Elbe, Schlei/Trave). Es 

Klimawandel 

Der Klimawandel wurde deshalb deutschlandweit als wich-
tige Frage der Gewässerbewirtschaftung aufgenommen. Die 
Forderung entspricht grundsätzlich der Vorgehensweise in 
den Ländern. Es ist zu berücksichtigen, dass im Einzelfall 
die vorhandenen Ansprüche von Gesellschaft und Nutzern 
abzuwägen und einer (politischen) Entscheidung zuzuführen 
sind. 
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sollte geklärt werden, in welchem Ausmaß dies konkret - im 
Rahmen des "Klima-Checks" - bei Gewässern "at risk" bzw. mit 
HMWB-Ausweisung Anwendung finden wird. Denn oft folgt zu-
gleich der Hinweis auf Zielkonflikte mit Nutzungen, die sich in-
folge des Klimawandels verstärkt einstellen. Notwendig ist die 
explizite Auskunft, dass der ökologische Hochwasserschutz Pri-
orität erhält (vgl. IKSE) und Nutzungen angepasst bzw. gelenkt 
werden müssen (vgl. FGG Weser und Warnow/Peene), zumal 
die WRRL eine gewässerverträgliche Bewirtschaftung vorgibt. 

 


